
2017/1 16. Juni 2017

Votum

Anonymisierte Fassung zur Veröffentlichung – in eckige Klammern gesetzte
Informationen sind zum Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen verfremdet.

Leitsatz:

Wenn bei Anwendung des grundbuchrechtlichen Grundstücksbe-
griffs der Zweck des § 19 Abs. 1 EEG 2009 gröblich verfehlt würde,
entscheidet eine abwägende Gesamtschau darüber, ob von einer oder
mehreren Anlage(n) zur Berechnung der Vergütung im Sinne der
Regelung auszugehen ist.

In dem Votumsverfahren

1. [ . . . ]

– Anspruchstellerin –

2. [ . . . ]

– Anspruchsgegnerin –

erlässt die Clearingstelle EEG durch den Vorsitzenden Dr. Lovens sowie das Mitglied
Wolter und den technischen Koordinator Teichmann aufgrund der mündlichen Er-
örterung vom 19. Januar 2017 am 16. Juni 2017 einstimmig folgendes Votum:

Die Anlagen der Anspruchstellerin zur Erzeugung von Strom aus
solarer Strahlungsenergie in der Gemarkung [ . . . ], die auf Flurstück
[ . . . /1] (Halle) mit einer installierten Leistung von 80,135 kWp in
Betrieb genommen worden sind, gelten gemeinsam mit den Anla-
gen auf Flurstück [ . . . ] (Schreinerei) mit einer installierten Leistung
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von 37,6 kWp gemäß § 19 Abs. 1 Satz 1 EEG 2012 i. V. m. § 100 Abs. 2
Satz 1 Nr. 10 c) EEG 2017 zum Zwecke der Ermittlung der Vergü-
tung für den jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator nicht als
eine Anlage. Hingegen sind sie je Gebäude getrennt zu vergüten.

Ergänzender Hinweis der Clearingstelle EEG:

Wenn und soweit die Anspruchsgegnerin geringere oder höhere Ver-
gütungen gezahlt hat, als es sich aus der Anwendung dieses Votums
auf den verfahrensgegenständlichen Vergütungszeitraum ergibt, so
liegen hinsichtlich diesbezüglicher Nachzahlungen oder Rückforde-
rungen der Anspruchsgegnerin an die Anspruchstellerin die Vor-
aussetzungen für nachträgliche Korrekturen im bundesweiten Aus-
gleich gemäß § 62 Abs. 1 Nr. 4 EEG 20171 vor.

1 Tatbestand

Die Parteien streiten über die Einspeisevergütung aus den Fotovoltaikanlagen (PV-1
Anlagen) der Anspruchstellerin. Insbesondere ist streitig, ob diese mit anderen PV-
Anlagen zum Zweck der Ermittlung der Vergütung zusammenzufassen sind.

Im Einzelnen handelt es sich um folgende PV-Installationen, die in der Gemarkung2
[ . . . ] gelegen sind:

• Die am 24. Juni 2011 in Betrieb genommene PV-Installation auf dem Dach
einer Schreinerei, betrieben von [ . . . ], auf dem Flurstück [ . . . ] des Grund-
buchs von [ . . . ] unter der Anschrift [ . . . ] mit einer installierten Leistung von
37,6 kWp (nachfolgend: PV-1).

• Die am 28. Dezember 2011 in Betrieb genommene PV-Installation der
Anspruchstellerin auf dem Dach einer Halle auf dem Flurstück [ . . . /1]
des Grundbuchs von [ . . . ] unter der Anschrift [ . . . ] mit einer installierten
Leistung von 80,135 kWp (nachfolgend: PV-2).

1Gesetz für den Ausbau erneuerbarer Energien (Erneuerbare-Energien-Gesetz – EEG) v. 21.07.2014
(BGBl. I S. 1066), zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes zur Änderung der Bestimmungen
zur Stromerzeugung aus Kraft-Wärme-Kopplung und zur Eigenversorgung v. 22.12.2016 (BGBl. I
S. 3106), nachfolgend bezeichnet als EEG 2017. Arbeitsausgabe der Clearingstelle EEG abrufbar un-
ter https://www.clearingstelle-eeg.de/eeg2017/arbeitsausgabe.
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Die PV-1 und die PV-2 wurden von unterschiedlichen Kreditinstituten finanziert;3
errichtet wurden sie von demselben Elektroinstallationsunternehmen. Das Dach der
Schreinerei ist laut einem von der Anspruchsgegnerin mit Schreiben vom 16. April
2014 zur Akte gereichten Luftbild nahezu vollständig mit den Modulen der PV-1
belegt, das Dach der Halle vollständig mit den Modulen der PV-2.

Für die PV-1 und die PV-2 wurden jeweils Module gleichen Typs und Herstellers4
verbaut. Die Unterkonstruktionen der PV-1 und der PV-2 unterscheiden sich von-
einander; die Dächer auf denen sie jeweils errichtet wurden sind hinsichtlich der
PV-1 mit Frankfurter Pfannen und betreffend die PV-2 mit Trapezblechen gedeckt.

Die PV-1 und die PV-2 sind auf zwei jeweils alleinstehenden, keine bauliche Verbin-5
dung untereinander aufweisenden und ca. 65 Meter voneinander entfernten Gebäu-
den angebracht. Wegen der Einzelheiten wird auf das zur Akte gereichte Luftbild
und den Auszug aus dem Katasterkartenwerk vom 30. Oktober 2013, in welchem
die Flurstücke [ . . . /1] und [ . . . ] eingezeichnet sind, Bezug genommen.

Die Halle, auf der die PV-2 installiert wurde, wurde nach Inbetriebnahme der PV-16
errichtet.

Nach dem zur Akte gereichten Auszug des Grundbuchs von [ . . . ], Blatt [ . . . 6],7
wurden die verfahrensgegenständlichen Flurstücke zunächst gemeinsam unter der
laufenden Nummer [ . . . 1], später unter der laufenden Nummer [ . . . 6] als ein ge-
meinsames Flurstück mit der Flurstücksnummer [ . . . ] geführt. Dieses wurde am
8. November 2013 in zwei Flurstücke, namentlich [ . . . ] und [ . . . /1], zerlegt und
fortan unter der laufenden Nummer [ . . . 8] geführt. Im Grundbuch von [ . . . ] wur-
de hierzu in Abteilung [ . . . ] vermerkt: „BVNr. [ . . . 8] nach Zerlegung weiterhin als
ein Grundstück unter BVNr. [ . . . 8] vorgetragen am 08.11.2013.“ Seit dem 10. April
2014 wird das Flurstück [ . . . /1] im Grundbuch von [ . . . ], Blatt [ . . . 5], unter der lau-
fenden Nummer [ . . . 1] geführt, das Flurstück [ . . . ] weiterhin unter der laufenden
Nummer [ . . . 8] auf Blatt [ . . . 6].

Vor der Parzellierung wies das Flurstück [ . . . ] eine Größe von 30 698 m2 auf. Im Zu-8
ge der Zerlegung wurde das Flurstück [ . . . /1] mit 1 633 m2 aus dem Flurstück [ . . . ]
mit einer verbleibenden Größe von 29 065 m2 herausgelöst. Beide Flurstücke sind
auf dem zur Akte gereichten Auszug aus dem Katasterkartenwerk vom 30. Oktober
2013 eingezeichnet.

Hinsichtlich der Grundbuch- und Eigentumsverhältnisse legt die Anspruchstelle-9
rin eine Beschlussausfertigung „Sitzungsprotokoll des Stadtrates [ . . . ]“ vom 6. April
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2011 vor, die den „Verkauf der Grundstücke Teilfläche aus Flurnummer [ . . . ] der
Gemarkung [ . . . ] (1.628 m2) an [ . . . ] aus [ . . . ]“ zum Gegenstand hat. Der Beschluss
zur „vollinhaltlich[en] und vorbehaltlos[en]“2 Genehmigung der Urkunde des No-
tars [ . . . ] in [ . . . ] vom 24. Februar 2011, URNr. [ . . . 3/ . . . ] wurde einstimmig von
den zur nicht-öffentlichen Sitzung am 21. März 2011 Anwesenden des Stadtrates an-
genommen. Auch die vorgenannte Urkunde reicht die Anspruchstellerin zur Akte.
Dort heißt es unter I.:

„1. Im Grundbuch des Amtsgerichts [ . . . ] von [ . . . ] Blatt [ . . . 6] ist
der Grundbesitz der Gemarkung [ . . . ] Flst. [ . . . ], Gebäude- und
Freifläche zu 3,0698 ha im Alleineigentum eines Dritten vorgetra-
gen . . .

2. Mit Urkunde des Notars . . . vom 12.10.1993, URNr. [ . . . 8/ . . . ],
haben [ . . . ] und [ . . . ] aus dem vorstehend genannten Grundbesitz
der Gemarkung [ . . . ] Flst. [ . . . ] geometrisch erst zu vermessende
Teilflächen von ca. 720 m2, ca. 733 m2 und ca. 175 m2 zum Mitei-
gentum zu gleichen Anteilen erworben . . .

3. Mit Urkunde des Notars . . . vom 12.10.1993, URNr. [ . . . 9/ . . . ],
hat die Stadt [ . . . ] von [ . . . ] und [ . . . ] die unter vorstehend 2.
genannten, geometrisch erst zu vermessende Teilflächen von ca.
720 m2, ca. 733 m2 und ca. 175 m2 zum Alleineigentum erwor-
ben . . .

4. Die Vermessung zu den vorstehend unter 2. und 3. genannten Ur-
kunden ist noch nicht erfolgt und auch noch nicht beantragt. Die
Auflassungen sind noch nicht erklärt . . . “

Unter II. heißt es weiter :10

„Die Stadt [ . . . ] – nachstehend „Verkäufer“ genannt – verkauft die in
Ziffer I.2 der Urkunde näher bezeichneten Teilflächen des Grundbesit-
zes Flst. [ . . . ] der Gemarkung [ . . . ] . . . an [ . . . ] – nachstehend „Käufer“
genannt – zum Alleineigentum . . . “

2Ergänzungen in [] nicht im Original.
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Zudem ist unter X.2. folgender Hinweis vermerkt:11

„Dieser Vertrag kann dem Grundbuchamt zur Eigentumsüberschrei-
bung erst vorgelegt werden, wenn die amtliche Vermessung erfolgt ist
und die Messungsanerkennung und Auflassung beurkundet wurde.“

Schließlich wurde unter XIII. Folgendes festgehalten:12

„[ . . . ] beabsichtigt auf dem heutigen Vertragsgegenstand entweder eine
landwirtschaftliche Lagerhalle oder eine Holzlagerhalle oder ein Holz-
plattenlager zu errichten . . . “

Der Kaufvertrag sieht zudem ein Rücktrittsrecht für den Käufer – die Anspruchstel-13
lerin – vor, welches an die Bedingung geknüpft ist, dass die Anspruchstellerin keine
Baugenehmigung für oben genanntes Gebäude erhält und regelt entsprechende Fris-
ten.

Die Parteien sind sich einig, dass es vorliegend für die Beurteilung, ob sich die PV-114
und die PV-2 auf demselben Grundstück im Sinne von § 19 Abs. 1 Nr. 1 Alterna-
tive 1 EEG 2009 befinden, auf den Zeitpunkt der Inbetriebnahme der PV-2 – den
28. Dezember 2011 – abzustellen ist.

Uneinigkeit besteht darüber, ob die PV-1 und die PV-2 über denselben Netzverknüp-15
fungspunkt einspeisen.

Die Anspruchstellerin ist der Auffassung, dass der eingespeiste Strom aus der16
PV-1 und der PV-2 getrennt zu vergüten sei. Die PV-1 und die PV-2 würden als zwei
Anlagen im Sinne des § 19 Abs. 1 EEG 2009 gelten. Sie meint, die PV-1 und die PV-2
seien auf zwei unterschiedlichen Grundstücken errichtet worden. Seit 1991 habe das
verfahrensgegenständliche Flurstück [ . . . /1] im Eigentum der Stadt [ . . . ] gestanden.
Die Stadt habe es ihrerseits von der Familie des Mannes der Anspruchstellerin er-
worben. Das Flurstück sei durch die Stadt [ . . . ] nie vermessen worden, so dass im
Grundbuch bisweilen immer noch der ursprüngliche Eigentümer [ . . . ], der Bruder
ihres Mannes, aufgeführt sei. Deswegen hätte das Flurstück [ . . . /1] auch zum Zeit-
punkt der Inbetriebnahme der PV-2 noch keine eigene Flurnummer gehabt. Es hät-
ten jedoch trotzdem schon immer zwei unterschiedliche Grundstücke vorgelegen.
Sie verweist dazu auf den notariellen Kaufvertrag mit Urkunde des Notars [ . . . ] in

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien, GF: Agnès Reinsberg. Unter https://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2017/1 können Sie dieses
Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.

5

https://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2017/1


[ . . . ] vom 24. Februar 2011, URNr. [ . . . 3/ . . . ], den sie in der mündlichen Erörte-
rung in Urschrift vorlegt.

Weiterhin trägt sie vor, dass laut dem Kriterienkatalog der Empfehlung 2008/49 der17
Clearingstelle EEG die alleinstehenden Gebäude, auf denen die PV-Anlagen ange-
bracht sind, sowie die Teilung des Grundstückes aufgrund der Veräußerung von
zu diesem Zweck abgetrennten Grundstücksteilen an einen mit dem vorherigen
(Gesamt-)Eigentümer weder konzernhaft noch sonst wirtschaftlich oder verwandt-
schaftlich verbundenen Neueigentümer gegen eine Umgehung der EEG-rechtlichen
Vergütungsschwellen sprechen.

Die Anspruchsgegnerin ist der Auffassung, dass die PV-1 und die PV-2 zum18
Zweck der Ermittlung der Vergütung für den jeweils zuletzt in Betrieb genomme-
nen Generator gemäß § 19 Abs. 1 EEG 2009 als eine Anlage gelten. Die Anlagen
befänden sich in unmittelbarer räumlicher Nähe zueinander.

Zudem habe zum Zeitpunkt der Anmeldung und Errichtung der PV-2 nur ein19
Grundstück im Sinne des Grundbuchrechts vorgelegen. Auch nach der Teilung des
Flurstückes habe weiterhin nur ein Grundstück vorgelegen. Sie verweist dazu auf
das Grundbuch von [ . . . ], Blatt [ . . . 6].

Mit Beschluss vom 5. Januar 2017 hat die Clearingstelle EEG das Verfahren gemäß20
§ 27 Abs. 1 Satz 1 Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG (VerfO)3 nach dem
übereinstimmenden Antrag der Parteien angenommen. Die durch die Clearingstelle
EEG zu begutachtende Frage lautet:

Gelten die Anlagen der Anspruchstellerin zur Erzeugung von Strom
aus solarer Strahlungsenergie in der Gemarkung [ . . . ], die auf Flurstück
[ . . . /1] (Halle) mit einer installierten Leistung von 80,135 kWp in
Betrieb genommen worden sind, gemeinsam mit den Anlagen auf
Flurstück [ . . . ] (Schreinerei) mit einer installierten Leistung von 37,6
kWp gemäß § 19 Abs. 1 Satz 1 EEG 2012 i. V. m. § 100 Abs. 1 Nr. 10 c)
EEG 2014 zum Zwecke der Ermittlung der Vergütung für den jeweils
zuletzt in Betrieb gesetzten Generator als eine Anlage ?

3Verfahrensordnung der Clearingstelle EEG in der Fassung v. 24.06.2014, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg.de/verfahrensordnung.
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2 Begründung

2.1 Verfahren

Die Besetzung der Clearingstelle EEG ergibt sich aus § 26 Abs. 1 i. V. m. § 2 Abs. 521
VerfO. Es wurde eine mündliche Erörterung durchgeführt, § 28 Abs. 2 VerfO. Die
Beschlussvorlage hat gemäß §§ 28, 24 Abs. 5 VerfO das Mitglied der Clearingstelle
EEG Wolter erstellt.

2.2 Würdigung

Die PV 1 und die PV 2 gelten zum Zweck der Ermittlung der Vergütung für den22
jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator nicht als eine Anlage i. S. d. § 19 Abs. 1
EEG 2009, sondern gelten je Gebäude als separate Anlagen.

Dies ergibt sich aus der Anwendung von § 19 Abs. 1 EEG 20094 und der Empfehlung23
2008/495 auf den konkreten Fall. § 19 Abs. 1 EEG 2009 lautet:

„Mehrere Anlagen gelten unabhängig von den Eigentumsverhältnissen
und ausschließlich zum Zweck der Ermittlung der Vergütung für den
jeweils zuletzt in Betrieb gesetzten Generator als eine Anlage, wenn

1. sie sich auf demselben Grundstück oder sonst in unmittelbarer räum-
licher Nähe befinden,

2. sie Strom aus gleichartigen Erneuerbaren Energien erzeugen,

3. der in ihnen erzeugte Strom nach den Regelungen dieses Gesetzes
in Abhängigkeit von der Leistung der Anlage vergütet wird und

4. sie innerhalb von zwölf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in
Betrieb gesetzt worden sind.“6

4Anmerkung der Clearingstelle EEG: Für die Frage, ob die PV-1 und die PV-2 eine oder mehrere
EEG-„Anlagen“ sind, gilt bis zum 31.07.2014 § 3 Nr. 1 EEG 2009/EEG 2012 – Da das EEG 2009
und das EEG 2012 technisch dasselbe Gesetz sind, galt § 3 Nr. 1 dieses Gesetzes durchgängig vom
01.01.2009 bis zum 31.07.2014 – i. V. m. § 66 Abs. 1 EEG 2012 und ab dem 01.08.2014 der inhalts-
gleiche § 5 Nr. 1 EEG 2014 sowie ab dem Abrechnungsjahr 2016 der § 3 Nr. 1 i. V. m. § 100 Abs. 1
Satz 2, Abs. 2 Satz 2 EEG 2017.

5Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg.de/empfv/2008/49.

6Hervorhebung nicht im Original.

Die Clearingstelle EEG ist nichtselbständiger Geschäftsbereich der RELAW GmbH – Gesellschaft für angewandtes Recht der
Erneuerbaren Energien, GF: Agnès Reinsberg. Unter https://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2017/1 können Sie dieses
Dokument herunterladen. Für die Vollständigkeit und Richtigkeit der dargestellten Informationen kann keine Haftung
übernommen werden.

7

https://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2008/49
https://www.clearingstelle-eeg.de/empfv/2008/49
https://www.clearingstelle-eeg.de/votv/2017/1


Die Voraussetzungen des § 19 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 EEG 2009 sind erfüllt. Die PV-24
Installationen der Anspruchstellerin und des anderen Anlagenbetreibers erzeugen
Strom aus derselben erneuerbaren Energie, namentlich solarer Strahlungsenergie.
Der in ihnen erzeugte Strom wird gemäß § 100 Abs. 2 Satz 1 Nr. 10 EEG 2017 i. V. m.
§ 33 Abs. 1 EEG 2009 in Abhängigkeit von der Leistung der Anlage vergütet und sie
sind innerhalb von zwölf aufeinanderfolgenden Kalendermonaten7 in Betrieb gesetzt
worden.

2.2.1 Anzuwendendes Recht

Vorliegend bedarf es keiner separaten Prüfung, ob hier eine oder mehrere Anlagen25
unter Zugrundelegen des durch den Bundesgerichtshof geprägten Anlagenbegriffs8

für Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie oder unter Zu-
grundelegen des sogenannten engen Anlagenbegriffs, wonach bereits das Modul die
Anlage im Sinne des EEG bildet, vorliegen. Denn die Anwendung beider Anlagen-
begriffe führt zu demselben Ergebnis.

Ausgehend davon, dass die PV-1 für sich genommen ein sogenanntes „Solarkraft-26
werk“ im Sinne der BGH-Rechtsprechung bildet und die PV-2 für sich genommen
ein davon getrenntes „Solarkraftwerk“, so sind diese beiden „Solarkraftwerke“ nicht
zusammenzufassen. Im vorliegenden Fall kann nur gebäudeweise von einer „Gesamt-
heit aller funktional zusammengehörenden technisch und baulich notwendigen Ein-
richtungen“ ausgegangen werden, so dass die PV-1 und die PV-2 jeweils voneinander
getrennte eigenständige Solarkraftwerke sind, die nicht funktional zusammenwir-
ken. Weil die Kriterien der Zusammenfassungsregelung nicht erfüllt sind, gelten die
Solarkraftwerke nicht als eine Anlage im Sinne des § 19 Abs. 1 EEG 2009.

2.2.2 „auf demselben Grundstück“ i. S. d. § 19 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1 EEG 2009

Die PV-1 und die PV-2 befinden sich auf demselben Grundstück im grundbuchrecht-27
lichen Sinne. Auch besteht kein Anlass, dieses in mehrere wirtschaftliche Einheiten
aufzuteilen. Jedoch würde der Zweck von § 19 Abs. 1 EEG 2009 im Falle einer ver-
gütungsseitigen Zusammenfassung der PV-1 und der PV-2 gröblich verfehlt, weshalb
7Vgl. hierzu Clearingstelle EEG, Hinweis v. 05.09.2009 – 2009/13, abrufbar unter
https://www.clearingstelle-eeg.de/hinwv/2009/13.

8BGH, Urt. v. 04.11.2015 – VIII ZR 244/147, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg.de/rechtsprechung/2933.
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eine abwägende Gesamtschau aller Aspekte des Einzelfalls vorzunehmen ist, die vor-
liegend zu dem Ergebnis führt, dass keine gebäudeübergreifende Zusammenfassung
zum Zweck der Ermittlung der Vergütung erfolgt.

Grundstücksbegriff im grundbuchrechtlichen Sinne Zum Zeitpunkt der Er-28
richtung der PV-1 und der PV-2 handelte es sich um ein Grundstück im grund-
buchrechtlichen Sinne.

Erst seit dem 10. April 2014 handelt es sich bei den verfahrensgegenständlichen Flur-29
stücken [ . . . ] und [ . . . /1] um getrennte Grundstücke. Die entsprechende Eintragung
im Grundbuch von [ . . . ] weist darauf auch ausdrücklich hin, vgl. Rn. 7. Selbst nach
der dort vermerkten Zerlegung des Flurstücks [ . . . ] am 8. November 2013 wurden
die Flurstücke [ . . . ] und [ . . . /1] zunächst weiterhin unter derselben laufenden Num-
mer und demnach als ein Grundstück geführt, wie die Anspruchsgegnerin zutreffend
vortrug. Mit Datum vom 24. Februar 2011 wurde lediglich der Verkauf von drei
Teilflächen des Flurstücks [ . . . ] durch die Stadt [ . . . ] an die Anspruchstellerin ver-
einbart. Die im Kaufvertrag enthaltene Erklärung kann jedoch für sich genommen
keine grundbuchrechtliche Teilung begründen, weshalb es sich bis zum 9. April 2014
auch nur um ein Grundstück handelte. Denn für die Realteilung eines Grundstückes
ist unter anderem eine Grundbucheintragung Voraussetzung.9 Hier wurde hingegen
lediglich die Veräußerung von Teilflächen eines Grundstücks unter ausdrücklichem
notariellen Hinweis auf die Notwendigkeit einer amtlichen Vermessung sowie Mes-
sungsanerkennung und Auflassungsbeurkundung vor dem tatsächlichen Eigentums-
übergang vereinbart.

Dem steht nicht entgegen, dass die Stadt [ . . . ] das Flurstück bzw. die verkauften30
Teilflächen nach Vortrag der Anspruchstellerin nie hat einmessen lassen, denn ab
Erwerb der Teilflächen des ursprünglichen Flurstücks standen Einmessung sowie
Eintragung in das Grundbuch in der Verantwortung der Anspruchstellerin. Zwi-
schen Abschluss des Kaufvertrags und Errichtung der PV-1 hatte sie mehr als zehn
Monate Gelegenheit dazu, eine entsprechende Eintragung vornehmen zu lassen, um
eine rechtliche Teilung des Flurstücks gem. § 890 BGB10 analog zu erwirken. Diese
hat sie ungenutzt verstreichen lassen.

9Palandt, Bürgerliches Gesetzbuch, 76. Aufl. 2017, § 890, Rn. 6.
10Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) i. d. Fassung der Bekanntmachung vom 02.02.2002 (BGBl. I S. 42,

2909; 2003 I S. 738), zuletzt geändert durch Art. 6 des Gesetzes vom 06.06.2017 (BGBl. I S. 1495).
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Auch handelte es sich zum Zeitpunkt der Inbetriebnahme der PV-2 beim Flurstück31
[ . . . /1] vorliegend nicht um ein ungebuchtes Flurstück i. S. d. § 3 Abs. 2 GBO11,
bei welchem sich eine Anlagenzusammenfassung nach § 19 Abs. 1 EEG 2009 ledig-
lich an der Tatbestandsvoraussetzung der „unmittelbaren räumlichen Nähe“ orien-
tieren würde.12 Denn spätestens mit dem Verkauf der Teilflächen durch die Stadt
[ . . . ] an die Anspruchstellerin handelte es sich nicht mehr um ein Grundstück bzw.
Flurstück in öffentlicher Hand im Sinne des § 3 Abs. 2 GBO.

Wirtschaftlicher Grundstücksbegriff Das verfahrensgegenständliche Grund-32
stück bildet keine zwei wirtschaftlichen Einheiten im Sinne des wirtschaftlichen
Grundstücksbegriffs.

In eng begrenzten Ausnahmefällen kann bei der vergütungsseitigen Anlagenzusam-33
menfassung gemäß § 19 Abs. 1 EEG 2009 anstatt des Grundstückbegriffs im grund-
buchrechtlichen Sinne der wirtschaftliche Grundstücksbegriff herangezogen wer-
den. Unter welchen Voraussetzungen dabei von einer bzw. mehreren vom Grund-
stück im grundbuchrechtlichen Sinne abweichenden wirtschaftlichen Einheit(en)
auszugehen ist, richtet sich gemäß Ziffer 3 (b) der Empfehlung 2008/49 der Clea-
ringstelle EEG nach dem unter Ziffer 5 genannten Kriterienkatalogs.13

Nach der Grundstücksdefinition im wirtschaftlichen Sinne ist ein Grundstück eine34
Bodenfläche, die für sich genommen eine wirtschaftliche Einheit bildet.14 Ob eine
wirtschaftliche Einheit vorliegt, ist anhand der Kriterien aus Ziffer 5 der Empfeh-
lung 2008/49 sowie dem Votum 2012/16 der Clearingstelle EEG zu bestimmen.
Sind sowohl ein oder mehrere der unter Ziffer 5 (a) als auch ein oder mehrere der
unter Ziffer 5 (b) der Empfehlung 2008/49 der Clearingstelle EEG genannten Krite-
rien erfüllt, entscheidet eine abwägende Gesamtschau darüber, ob gemäß Ziffer 3 der
Empfehlung 2008/49 von mehreren Grundstücken im wirtschaftlichen Sinne auszu-
gehen ist. Zudem müsste ein außergewöhnlich großes Grundstück, eine räumliche
Trennung der Gebäude, auf denen die Anlagen errichtet worden sind, sowie eine
funktionale Eigenständigkeit derselben vorliegen.
11Grundbuchordnung (GBO) i. d. Fassung der Bekanntmachung vom 26.05.1994 (BGBl. I S. 1114),

zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 01.06.2017 (BGBl. I S. 1396).
12Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter https://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2008/49, Abschnitt 4.1.7.
13Clearingstelle EEG, Votum v. 13.08.2012 – 2012/16, abrufbar unter https://www.clearingstelle-

eeg.de/votv/2012/16, Rn. 23.
14Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter https://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2008/49, S. 38 f.
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Ob die betreffenden Gebäude mit der PV-1 und der PV-2 sowie die verfahrensgegen-35
ständlichen Grundstücksteile funktional eigenständig sind, weil mit den Gebäuden
voneinander getrennte wirtschaftliche Zwecke verfolgt werden, war nicht aufklär-
bar – jedenfalls haben die Parteien hierzu nicht ausreichend vorgetragen, um eine
funktionale Einheit abschließend zu bejahen oder ablehnen zu können.

Zwar kann aufgrund der im notariellen Kaufvertrag festgehaltenen beabsichtigten36
Nutzung als „landwirtschaftliche Lagerhalle oder Holzlagerhalle oder Holzplatten-
lager“ eine wirtschaftlich zusammenhängende Nutzung von Halle und der betrie-
benen Schreinerei angenommen werden, indem das Holz für die Schreinerei in der
Halle gelagert wird. Hierfür sprechen auch die auf dem zur Akte gereichten Luft-
bild erkennbaren Spurrillen, die zwischen beiden Gebäuden verlaufen und auf einen
Transport von Gütern von einem zum anderen Gebäude hinweisen bzw. schließen
lassen. Aber die tatsächliche Nutzung seit Errichtung der Halle ist nicht bekannt,
weil der Vortrag der Parteien hierzu unvollständig ist. Ob vor diesem Hintergrund
von getrennten wirtschaftlichen Einheiten ausgegangen werden kann oder nicht,
kann jedoch offenbleiben.

Gesetzeszweck gröblich verfehlt Die abwägende Gesamtschau spricht jedenfalls37
dafür, dass bei Anwendung des grundbuchrechtlichen Grundstücksbegriffs bzw. bei
einer Anlagenzusammenfassung der PV-1 und der PV-2 der Zweck von § 19 Abs. 1
EEG 2009 – sogenanntes Anlagensplitting zu vermeiden15 – gröblich verfehlt wür-
de.16 Denn das Gebäude, auf dem die PV-2 errichtet wurde, bestand zum Zeitpunkt
der Inbetriebnahme der PV-1 noch nicht einmal. Die Konzeption als Gesamtanlage
war daher sachlich unmöglich. Auch sind die Dachflächen der betreffenden Gebäude
fast vollständig und jedenfalls sinnvoll mit Modulen belegt. Zwar ist die installierte
Leistung der PV-1 knapp unterhalb der ersten Vergütungsschwelle aus § 33 Abs. 1
EEG 2009 (30 kWp), jedoch ist die installierte Leistung der PV-2 mit 80,135 kWp

von der zweiten Vergütungsschwelle (100 kWp) relativ weit entfernt. Demnach kann
auch nicht davon ausgegangen werden, dass beide Anlagen so konzipiert wurden,
dass beide knapp unterhalb von Vergütungsschwellen zur Umgehung derselben er-
15Clearingstelle EEG, Empfehlung v. 14.04.2009 – 2008/49, abrufbar unter https://www.clearingstelle-

eeg.de/empfv/2008/49, Abschnitt 4.2.4 bzw. S. 48 ff.
16Dass Fotovoltaikanlagen nicht zwingend vergütungsseitig zusammenzufassen sind, selbst wenn

die Tatbestandsvoraussetzungen von § 19 Abs. 1 EEG 2009 erfüllt sind, wenn nach Sinn und
Zweck der Norm ein abweichendes Ergebnis zwingend erscheint, wird ebenfalls so vertreten
vom OLG Naumburg, Urt. v. 18.12.2014 – 2 U 53/14, abrufbar unter https://www.clearingstelle-
eeg.de/rechtsprechung/2699.
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richtet worden sind. Vielmehr scheint hier eine sinnvolle Nutzung vorhandener bzw.
ohnehin neu zu errichten gewesener Dachflächen vorzuliegen.

Zwar erfolgte eine Parzellierung des ursprünglichen Flurstücks [ . . . ] entlang der38
Belegenheit der PV-2. Jedoch sprechen die Kriterien der Empfehlung 2008/49 über-
wiegend dafür, dass diese nicht im sachlichen Zusammenhang mit der Errichtung
der PV-2 erfolgt ist, auch wenn ein zeitlicher Zusammenhang besteht. Denn laut
dem notariellen Kaufvertrag wurden die betreffenden Flächen bereits 1993 an die
Stadt [ . . . ] veräußert. Bereits zu diesem Zeitpunkt bestand also eine gesonderte Nut-
zung dieser Flächen. Zwar wurde diese im Grundbuch nicht festgehalten, wird je-
doch insoweit durch den notariellen Kaufvertrag bewiesen. Die Kammer kann in-
soweit keinen sachlichen Zusammenhang einer Inbetriebnahme einer PV-Anlage im
Jahre 2011 mit einer zwar noch nicht im Rechtssinne vollzogenen Grundstückstei-
lung bzw. Parzellierung, jedoch zwischen den Parteien durch notariellen Kaufvertrag
wirksam gewordenen Veräußerung im Jahre 1993, erkennen.

Für eine Umgehung der Vergütungsschwellen spricht vorliegend zwar, dass die PV-139
und die PV-2 von demselben Elektrounternehmen auf den Dächern installiert wur-
den. Jedoch ist nicht klar, ob hierdurch tatsächlich Kosten eingespart werden konn-
ten. Zudem ist die Wahl desselben bspw. ortsansässigen Installateurs für sich genom-
men noch kein Grund eines objektiven Zusammenhangs zweier Installationen, da es
wegen kurzer Anfahrtswege sinnvoll ist, einen Anlagenerrichter in räumlicher Nähe
zur Anlage zu beauftragen. Auch, dass derselbe Modultyp verbaut wurde, spricht
vorliegend für eine Umgehung, aber auch hier ist nicht vorgetragen worden, ob da-
durch Einsparungen erzielt werden konnten. Da jedoch beide Anlagen nacheinander
und getrennt voneinander geplant und errichtet wurden, erscheinen Synergieeffekte
unwahrscheinlich.

Zudem spricht das Kriterium der alleinstehenden Gebäude, auf denen die PV-1 und40
die PV-2 errichtet wurden, gegen eine Umgehung der Vergütungsschwellen. Auch,
dass hier ein halbes Jahr zwischen den jeweiligen Inbetriebnahmen vergangen ist,
lässt Synergieeffekte ausschließen. Auch wurden die PV-1 und die PV-2 mit unter-
schiedlichen Arten von Unterkonstruktionen auf die jeweiligen Dächer aufgebracht.
Außerdem wurden sie aus unterschiedlichen Quellen finanziert. Hinweise darauf,
dass es sich um faktisch identische Betreiber der PV-1 und der PV-2 handeln könnte,
liegen nicht vor, auch wurde dazu nicht vorgetragen.

Dr. Lovens Teichmann Wolter
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